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Schwierige Lage der öffentlichen 
Finanzen im Euroraum 

Seit mehr als zwei Jahren nimmt das aggregierte Finanzierungsdefizit der öffent-
lichen Haushalte im Euroraum zu, Zum ersten Mal seit 1996 hat sich nunmehr 
auch der Bruttoschuldenstand erhöht. Die Abgabenquote ist in den letzten zwei 
Jahren gesunken, die Ausgabenquote gestiegen. Hierin spiegelt sich konjunktur-
entsprechend vor allem das Wirken der automatischen Stabilisatoren, insbeson-
dere der Anstieg der sozialen Leistungen für Arbeitslose. 

Die Hoffnungen auf eine wirtschaftliche Erholung im Euroraum wurden bisher 
enttäuscht. In den revidierten Stabilitätsprogrammen wurden die Ziele bereits 
fast ausnahmslos schon bescheidener als zuvor formuliert. Dennoch kommt es in 

mehreren Ländern zu deutlichen Zielverfehlungen. Vor diesem Hintergrund ist es 
erforderlich, den Europäischen Stabilitätspakt konjunkturgerecht auszulegen 
und zu reformieren, damit er die Basis für wirtschaftliches Wachstum, z. B. solide 

Staatsfinanzen, stärkt und nicht unterhöhlt. 

Andauernde Konjunkturflaute verschärft Konsolidierungsprobleme 

Der finanzpolitische Konsolidierungsprozess in der Europäischen Union (EU) 
hat sich nach dem Jahr 2000, als es erstmals nach vielen Jahren wieder zu einem 

annähernden Ausgleich der öffentlichen Haushalte insgesamt gekommen war, 
nicht fortgesetzt. Im Gegenteil: Seit 2001 haben sich die Finanzierungsdefizite 
sowohl in der EU insgesamt als auch im Euroraum (EWU) spürbar erhöht;' 

auch die öffentlichen Bruttoschulden sind wieder leicht gestiegen (Tabelle 1). 

Diese „Wende" ist in erster Linie konjunkturbedingt. Vielfach hatten die natio-

nalen Regierungen ihre Konsolidierungsstrategien an zu optimistischen Wachs-
tumserwartungen orientiert, so dass sich die Ziele in den Stabilitätsprogrammen 
als zu ambitioniert erwiesen. Um einer noch stärkeren Zielverfehlung entgegen-
zutreten, kam es teilweise zu einem prozyklischen finanzpolitischen Gebaren, 
bei dem aufgrund von zusätzlichen Einnahmeerhöhungen und/oder Ausgaben-
kürzungen letztlich auch die Basis für eine weitere Konsolidierung — nämlich 

ein ausreichendes Wirtschaftswachstum — erodierte. So wurden in den letzten 
zwei Jahren in den meisten EWU-Ländern trotz konjunktureller Abschwächung 
öffentliche Gebühren und teilweise auch Steuern erhöht oder neu eingeführt. 
Zugleich verstärkte sich generell der Trend zu individuellen Leistungskürzun-
gen im sozialen Bereich. Damit wurde die konjunkturstützende Wirkung der 

automatischen Stabilisatoren abgeschwächt. 

1 Sondereinnahmen aus der Vergabe von Mobilfunklizenzen, die im Wesentlichen in die Jahre 2000 und 2001 
fielen, bleiben hier unberücksichtigt, da ihre Einbeziehung aus konjunkturanalytischer Sicht zu Fehlinterpreta-
tionen führen würde. 
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Schwierige Lage der öffentlichen Finanzen im Euroraum 

Tabelle 1 

Indikatoren zur Situation der öffentlichen Haushalte in den Ländern der Europäischen Union 

1996 I 1997 I 1998 I 1999 d 2000 1 2001 1 2002 2003 1 2004 
Bruttoschulden' 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Spanien 

Niederlande 

Belgien 

Österreich 

Finnland 

Griechenland 

Portugal 

Irland 

Luxemburg 

EuroraumZ 

Großbritannien 

Schweden 

Dänemark 

59,8 61,0 60,9 61,2 60,2 61,8 64,3 67,5 69,3 

57,1 59,3 59,5 58,5 57,2 56,8 59,1 60,9 62,1 

122,1 120,2 116,3 114,9 110,6 109,5 106,7 106,6 106,4 

68,1 66,6 64,6 63,1 60,5 56,9 54,0 52,5 51,5 

75,2 69,9 66,8 63,1 55,8 52,8 52,6 53,0 53,0 

13 0, 2 124,8 119,6 114,9 109,6 108,5 105,3 102,5 100,5 

69,1 64,7 63,7 67,5 66,8 67,3 68,7 68,5 68,0 

57,0 54,0 48,6 47,0 44,5 43,8 42,7 41,5 40,5 
111,3 108,2 105,8 105,1 106,2 107,0 104,9 103,0 101,5 

62,9 59,1 55,0 54,3 53,3 55,6 58,1 60,0 60,5 

74,1 65,0 54,9 49,3 39,3 36,8 33,3 32,5 31,5 

6,2 6,1 6,3 6,0 5,6 5,6 5,3 5,5 5,5 

76,1 75,4 73,7 72,7 70,2 69,9 70,2 71,2 71,7 

52,3 50,8 47,7 45,1 42,1 38,9 38,4 39,0 39,8 

73,5 70,5 68,0 62,7 52,8 54,4 52,4 50,9 49,5 

65,1 61,2 56,2 53,0 47,4 45,4 45,2 42,7 39,9 

Europäische Union' 

Nachrichtlich: USA 

71,5 70,6 68,5 67,1 64,2 63,4 63,4 64,3 64,7 

74,5 71,9 68,8 65,7 59,9 60,1 61,0 62,3 63,5 

Finanzierungssaldo' 

Deutschland -3,4 -2,7 -2,2 -1,5 -1,4 -2,8 -3,6 -3,7 -3,0 

Frankreich -4,1 -3,0 -2,7 -1,8 -1,4 -1,6 -3,1 -3,6 -3,3 

Italien -7,1 -2,7 -3,1 -1,7 -1,8 -2,6 -2,3 -2,7 -3,0 

Spanien -5,0 -3,2 -3,0 -1,2 -0,9 -0,1 -0,1 -0,5 -0,3 
Niederlande -1,8 -1,1 -0,8 0,7 1,5 0,1 -1,1 -1,9 -1,8 

Belgien -3,8 -2,0 -0,7 -0,5 0,1 0,3 0,1 -0,5 -0,3 

Österreich -4,0 -2,0 -2,5 -2,3 -1,9 0,2 -0,6 -1,5 -1,2 

Finnland -3,0 -1,3 1,5 2,0 6,9 5,1 4,7 3,2 2,5 
Griechenland -7,4 -4,0 -2,5 -1,8 -1,9 -1,9 -1,2 -1,2 -1,0 

Portugal -4,8 -3,6 -3,2 -2,8 -3,2 -4,2 -2,7 -3,6 -3,2 

Irland -0,1 1,4 2,3 2,0 4,3 1,1 -0,1 -0,8 -1,1 

Luxemburg 1,9 3,2 3,0 3,5 6,1 6,4 2,6 -0,5 -0,3 

Euroraum' -4,3 -2,6 -2,3 -1,3 -1,0 -1,6 -2,2 -2,6 -2,4 

Großbritannien -4,4 -2,2 0,2 1,1 1,6 0,8 -1,3 -2,5 -2,5 

Schweden -2,9 -1,7 2,3 1,5 3,4 4,5 1,3 0,8 1,2 

Dänemark -1,0 0,4 1,1 3,3 2,6 2,8 2,0 1,8 2,1 

Europäische Union' 

Nachrichtlich: USA 

-4,2 -2,4 -1,6 -0,7 -0,3 -0,9 -1,9 -2,4 -2,2 

-2,2 -1,0 0,3 0,7 1,5 -0,5 -3,4 -4,8 -4,6 

Finanzierungssaldo ohne Zinsen' 

Deutschland 0,3 0,9 1,4 2,0 2,0 0,5 -0,4 -0,5 0,3 

Frankreich -0,2 0,7 0,9 1,4 1,7 1,5 0,0 -0,4 0,1 

Italien 4,4 6,7 5,2 5,0 4,7 3,8 3,4 2,6 2,1 

Spanien 0,3 1,6 1,3 2,3 2,4 3,0 2,8 2,1 2,2 

Niederlande 3,8 4,1 4,0 5,2 5,4 3,6 2,1 1,1 1,1 
Belgien 5,1 6,0 6,9 6,5 6,9 6,8 6,1 5,0 4,6 

Österreich 0,4 2,0 1,4 1,3 1,7 3,8 2,9 2,0 2,2 

Finnland 1,3 2,9 5,1 5,1 9,8 7,8 6,9 5,4 4,6 
Griechenland 3,1 4,2 5,3 5,4 5,1 4,4 4,3 4,0 3,9 

Portugal 0,6 0,6 0,3 0,4 0,0 -1,1 0,3 -0,5 -0,2 

Irland 4,5 5,2 5,8 4,5 6,3 2,6 1,2 0,7 0,4 

Luxemburg 2,3 3,5 3,4 3,8 6,4 6,7 3,0 -0,3 -0,1 

EuroraumZ 1,5 2,6 2,5 2,9 3,1 2,3 1,5 0,9 1,2 

Großbritannien -0,7 1,5 3,8 4,0 4,4 3,2 0,7 -0,5 -0,4 

Schweden 3,7 4,6 7,8 6,1 7,4 7,8 4,2 3,5 3,8 

Dänemark 5,1 6,1 6,4 8,0 6,8 6,7 5,6 5,1 5,3 

Europäische Union' 

Nachrichtlich: USA 

1,2 2,5 3,0 3,3 3,5 2,7 1,5 0,8 1,1 

2,5 3,5 4,6 4,6 5,2 2,9 -0,4 -1,9 -1,6 

1 In % des Bruttoinlandsprodukts; Abgrenzung gemäß dem Vertrag 
von Maastricht. Finanzierungssaldo ohne Sondereinnahmen aus der 
Vergabe von Mobilfunklizenzen. 

Quellen: Europäische Kommission; für Deutschland 2001 und 2002 
Berechnungen des DIW Berlin; 2003 und 2004: für Bruttoschulden 
und Finanzierungssaldo in den EWU-Ländern Prognose des DIW Berlin. 

2 Summe der Länder: Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 
2002 in Euro. 
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Unter den großen europäischen Volkswirtschaften 
verfolgt lediglich Großbritannien einen antizykli-

schen finanzpolitischen Kurs. Die in diesem Land 
wegen diskretionärer Maßnahmen stark expandie-
renden öffentlichen Ausgaben sind der wesentliche 
Grund dafür, dass der negative „Swing" in den Sal-
den der öffentlichen Haushalte der EU insgesamt 
von 2000 bis 2003 mit 2,1 Prozentpunkten deut-
lich stärker ausfällt als in der EWU mit 1,6 Pro-
zentpunkten.2 

Die Problematik der Staatsverschuldung liegt we-
niger im Schuldenstand als in der Zinslast, die den 
„Spielraum" für eine gegebenenfalls notwendige 
antizyklische Finanzpolitik einengt. Tatsächlich 
sind die Zinssätze in Europa seit 2001 deutlich ge-
sunken. Dabei haben sich die Zinszahlungen zur 
Bedienung der staatlichen Verschuldung trotz einer 
wieder leichten Erhöhung des Schuldenstandes 
noch etwas reduziert. Längerfristig zeigt die Ent-
wicklung der Zinslast in den einzelnen Ländern 
der EWU durchaus markante Unterschiede. Von 
1996 bis 2003 verringert sie sich - gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt - für die EWU insgesamt 
von 5,7 % auf etwa 3,6 % (fit Italien sogar von 
11,5 % auf etwa 5,3 %), während sie für Deutsch-
land mit heute rund 3,2 % gegenüber damals 3,7 % 
nur geringfügig niedriger liegt. Dabei ist aller-

dings zu berücksichtigen, dass einerseits Italien 
mit der Einführung des Euro in besonders starkem 
Maße von einer Senkung der Zinssätze profitierte, 
Deutschland andererseits weiterhin die Lasten aus 
der Vereinigung zu tragen hat. Die so genannte 
Primärbilanz der öffentlichen Haushalte, die dem 

Finanzierungssaldo abzüglich der Zinszahlungen 
entspricht und damit aus der Vergangenheit stam-

mende Belastungen der Haushalte ausklammert, 
ist in der EWU weiterhin - mit gegenwärtig gut 
1 Prozentpunkt in Relation zum Bruttoinlandspro-
dukt - positiv geblieben. 

Sinkende Abgaben - steigende Ausgaben 

Die öffentlichen Abgaben in Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (Abgabenquote) gingen in der EWU 
deutlich zurück (Tabelle 2). Dazu trugen auch die 
umfangreichen Steuerreformen mancher Länder 
in den Jahren 2000/2001 bei. Sie haben die Kon-
junktur im Jahre 2001 insgesamt gestützt. Danach 
haben die automatischen Stabilisatoren während 
der Konjunkturflaute allenfalls dafür gesorgt, dass 
von der Finanzpolitik keine oder zumindest keine 
zusätzlichen restriktiven Wirkungen ausgingen. 

2 Jeweils in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. 

Tabelle 2 

Staatseinnahmen' in den Ländern der Europäischen Union 
In % des Bruttoinlandsprodukts 

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

Gesamteinnahmen des Staates 

Euroraum 47,2 47,6 

Europäische Union 46,8 46,8 

darunter: Großbritannien 38,6 38,9 

Nachrichtlich: USA I 32,3 32,6 

47,1 

46,6 

40,1 

47,5 

47,0 

40,3 

47,2 

46,6 

40,6 

46,6 

46,2 

40,7 

46,1 

45,5 

39,5 

46,1 

45,6 

39,5 

45,9 

45,4 

39,7 

33,0 33,2 33,8 32,9 30,8 30,5 30,3 

Direkte Steuern 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

11,9 

12,9 

14,7 

12,1 

13,2 

15,0 

12,4 

13,7 

16,2 

14,1 14,6 15,0 

12,8 

14,0 

16,1 

13,0 

14,2 

16,6 

12,6 

14,0 

16,7 

12,2 

13,4 

15,5 

12,0 

13,2 

15,4 

12,0 

13,2 

15,5 

15,3 15,8 14,9 12,8 12,6 12,5 

Indirekte Steuern 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

12,7 12,9 13,5 13,8 13,6 13,3 

12,9 13,2 13,7 14,0 13,8 13,5 

13,1 13,5 13,4 13,8 13,8 13,6 

8,0 7,8 7,8 7,7 7,7 7,7 

13,4 

13,6 

13,7 

13,4 

13,6 

13,6 

13,4 

13,6 

13,5 

7,7 7,6 7,6 

Sozialbeiträge 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich.• USA 

17,6 17,5 16,4 16,4 16,2 16,1 

15,8 15,5 14,6 14,5 14,3 14,3 

7,4 7,4 7,5 7,3 7,6 7,6 

7,2 7,1 7,1 7,2 7,2 7,2 

16,0 

14,2 

7,5 

16,1 

14,4 

7,9 

16,0 

14,3 

8,1 

7,2 7,2 7,1 

1 Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen. 

Quelle: Europäische Kommission (einschließlich der Prognose). DIW Berlin 2003 

Entwicklung der Zinslast 
unterschiedlich 
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Strukturverschiebung bei den 
direkten Steuern 

Wie in Großbritannien und den USA haben die 

Steuerreformen in der EWU zu einer Senkung des 

Anteils der direkten Steuern am Steueraufkom-

men geführt - wenn auch nicht im gleichen Aus-

maß. Innerhalb der direkten Steuern vollzog sich 

eine nicht unproblematische Strukturverschiebung. 

Der internationale Steuerwettbewerb hat in den 

letzten zehn Jahren in einer Reihe von EWU-Län-

dem verstärkt dazu geführt, die Unternehmens-

steuern, insbesondere die Körperschaftsteuer, zu 

senken und die direkten Steuern und Abgaben auf 

die persönlichen Einkommen zu erhöhen. Dies hat 

den privaten Konsum relativ belastet. Hingegen 

blieb die erhoffte Zunahme der Unternehmensin-

vestitionen aus. Um die Einnahmesituation der öf-

fentlichen Haushalte zu stabilisieren, wird vielfach 

die Erhöhung indirekter Steuern erwogen. Auch 

dies wirkt verbrauchsdämpfend. Die in beiden Fäl-

len daraus resultierende Beeinträchtigung des wirt-

schaftlichen Wachstums drückt auf die staatlichen 

Einnahmen und erzwingt Ausgabenkürzungen. Am 

Ende steht eine Absenkung des Niveaus staatli-

cher Leistungen. Es ist Aufgabe der Europäischen 

Union, den Steuersenkungswettlauf im Bereich 

der Unternehmenssteuern mittelfristig durch inter-

nationale Vereinbarungen einzugrenzen. 

Erstes Anzeichen für eine Absenkung staatlicher 

Leistungen ist, dass der Anteil der öffentlichen 

Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandspro-

dukt in der EWU, der sich von 1970 bis zum Be-

ginn der 90er Jahre fast halbiert hat, seitdem bei nur 

noch rund 2,5 % in Relation zum Bruttoinlandspro-

dukt verharrt. Nimmt man den Anteil der öffentli-

chen Bruttoanlageinvestitionen an den Staatsaus-

gaben, fällt der Vergleich noch drastischer aus: Er 

ist seit 1970 von rund 12 % auf gut 5 % gesunken. 

Insgesamt hat sich die staatliche Ausgabenquote 

seit ihrem Tiefpunkt zum Ende des Konjunktur-

aufschwungs im Jahre 2000 allerdings wieder 

merklich erhöht (Tabelle 3). Dies ist insbesondere 

auf das Wirken der automatischen Stabilisatoren, 

konkret vor allem auf die höheren staatlichen Aus-

gaben aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit 

zurückzuführen. 

Tabelle 3 

Staatsausgaben' in den Ländern der Europäischen Union 
in % des Bruttoinlandsprodukts 

1996 1997 1998 1999 • 2000 2001 2002 2003 2004 

Gesamtausgaben des Staates 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

51,6 50,2 49,4 48,9 47,1 48,2 48,4 48,6 48,3 

51,0 49,3 48,3 47,7 45,7 47,1 47,4 47,8 47,6 

43,0 41,1 39,8 39,1 36,7 39,9 40,7 41,9 42,2 

34,6 33,6 32,7 32,5 32,3 33,4 34,2 35,3 34,9 

Konsumausgaben 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

20,5 20,3 19,9 19,9 19,9 20,1 20,3 20,4 20,3 

20,7 20,3 19,9 20,0 20,0 20,2 20,6 20,8 20,7 

19,3 18,4 18,0 18,5 18,7 19,3 20,0 20,7 20,7 

15,0 14,6 14,3 14,4 14,6 15,1 15,6 16,4 15,9 

Soziale Leistungen  

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

17,7 17,6 17,1 17,0 16,7 16,6 17,0 17,3 17,2 

17,4 17,1 16,6 16,4 16,1 16,1 16,4 16,6 16,6 

14,8 14,4 13,7 13,4 13,3 13,7 13,5 13,4 13,4 

11,6 11,3 11,0 10,7 10,6 11,3 12,1 12,4 12,6 

Gezahlte Zinsen 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

5,7 5,1 4,8 4,2 4,0 3,9 3,7 3,6 3,5 

5,5 4,9 4,6 4,0 3,8 3,6 3,4 3,3 3,3 

3,7 3,7 3,6 2,9 2,8 2,4 2,0 2,0 2,1 

4,7 4,5 4,3 3,9 3,7 3,4 3,0 2,9 3,0 

Bruttoanlageinvestitionen 

Euroraum 

Europäische Union 

darunter: Großbritannien 

Nachrichtlich: USA 

2,6 2,4 2,5 2,5 2,5 2,5 2,4 2,5 2,5 

2,5 2,2 2,3 2,3 2,3 2,3 2,2 2,3 2,4 

1,5 1,2 1,2 l,l l,l 1,2 1,3 1,7 1,9 

2,5 2,6 2,6 2,7 2,7 2,8 2,8 3,4 3,4 

1 Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen. 

Quelle: Europäische Kommission (einschließlich der Prognose). 

2 Ohne Sachleistungen. 
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Defizite steigen 

Die laufenden Finanzierungsdefizite der öffentli-
chen Haushalte nehmen zumindest in diesem Jahr 
weiter zu-, zwangsläufig verschärft sich damit die 
Konsolidierungsproblematik erneut. Für den Euro-
raum insgesamt wird das Defizit bei 2,5 % in Re-
lation zum Bruttoinlandsprodukt liegen. Damit 

nähert es sich der „kritischen" Grenze der Maas-
tricht-Kriterien. Allerdings wird die Defizithöhe 

in starkem Maß durch die großen Volkswirtschaf-
ten Deutschland und Frankreich bestimmt, wo die-
se Grenze in diesem Jahr wiederum deutlich über-
schritten werden dürfte. Eine Reihe kleinerer Län-
der weist Defizite von nur 1 % oder weniger auf. 
Finnland hat sogar einen deutlichen Überschuss. 

lm Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
stellen die einzelnen Regierungen seit 1999 regel-
mäßig Stabilitätsprogramme auf, die als Zielvor-

Öffentliche Defizite erreichen 
teilweise „kritische" Grenze 

Tabelle 4 

Stabilitätsprogramme der Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsunion 

Vorgelegt 

im -. 

Wachstumsrate des realen BIP 

Veränderung zum Vorjahr in 

Öffentlicher Finanzierungssaldo' 

in % des BIP 

Schuldenstand 

in % des BIP 

2002 2003 
Ij 
•I 
I 2004 2005 2006 

4 
2002 i; 2003 2004 2005 2006 2002 2003 I• 2004 2005 2006 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Spanien 

Okt. 2000 

Dez, 2001 

Dez. 2002 

Dez. 2000 

Dez. 2001 

Dez. 2002 

Dez. 2000 

Nov. 2001 

Nov. 2002 

Jan. 2001 

Dez. 2001 

Dez. 2002 

Niederlande Sep.2000 

Okt. 2001 

Ergänzung 
Dez. 2001 

Dez. 2002 

Belgien N Dez. 2000 

Nov. 2001 

Nov. 2002 

Österreich Dez. 2000 

Nov. 2001 

März 2003 

Finnland 

Griechenland 

Portugal 

Irland 

Luxemburg 

Sep. 2000 

Nov. 2001 

Nov. 2002 

Dez. 2000 

Dez. 2001 

Dez. 2002 

Jan. 2001 

Dez. 2001 

Dez. 2002 

Dez. 2000 

Dez. 2001 

Dez. 2002 

Dez. 2000 

Nov. 2001 

Jan. 2003 

21/2 

11/4 

21/2 

2'/2 

0,5 1,5 

<--

2,5  e­ 3,02 --> 

1,2 2,5 

21/2 

21/2 21/2 

21/4 21/4 

3,1 

2,3 A 

0,6 

2,4 

2,2 

3,02 ---> 

3,1 

3,0 

2,3 

• 3,23 • 

3,0 

3,0 

2,5 2,5 

3,1 

3,0 

2,9 

3,1 

3,0 

3,0 3,0 

3,0 3,0 

2,0 2,0 2,0 

2,0 21/4 21/4 

11/4 21/2 21/2 2'/z 

0,25 0,75 2,75 2,75 

2,5 

1,3 

0,7 

2,7 

1,3 

0,9 

3,2 

1,6 

1,6 

5,2 

3,8 

3,8 

3,2 

1,75 

0,70 

6,3 

3,9 

4,5 

2,5 

3,0 

2,1 

2,3 

2,4 

1,4 

2,7 

2,7 

2,8 

5,5 

4,0 

3,8 
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1 Erlöse aus dem Verkauf der UMTS-Lizenzen wurden aus dem Finanzierungssaldo 
herausgerechnet. 
2 Durchschnittliche Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts für die Jahre 
2002 bis 2004 bzw. 2003 bis 2005. 

Quelle: EZB. 

3 Durchschnittliche Wachstumsrate des ealen Bruttoinlandsprodukts für die Jahre 2002 
bis 2004. 
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Schwierige Lage der öffentlichen Finanzen im Euroraum 

Zielvorgaben der Stabilitäts-
programme kaum realisierbar 

gaben für den Konsolidierungsprozess gelten. Ein 
Vergleich der seit Herbst 2000 aufgestellten Pro-
gramme zeigt, wie die Wachstumserwartung und 
im Gefolge auch die finanzpolitischen Ziele der 
Senkung des Schuldenstandes und der Defizite der 
öffentlichen Haushalte von Mal zu Mal fast aus-
nahmslos nach unten revidiert wurden (Tabelle 4). 
Dabei wurde auch der zeitliche Horizont für die 
angestrebte Realisierung „eines nahezu ausgegli-
chenen oder überschüssigen Haushalts" weiter in 
die Ferne geschoben. Sollte dieser zunächst bis 
zum Jahre 2004 erreicht werden, so hofft man nun, 
dem Konsolidierungsziel bis zum Jahre 2006 nahe 
zu kommen. Italien, Belgien und Griechenland 
würden nach diesen Programmen mit ihrem Schul-
denstand auch dann noch deutlich über der durch 
die Maastricht-Kriterien vorgegebenen Norm 
(60 % des Bruttoinlandsprodukts) liegen. 

Schon die gegenwärtige Entwicklung zeigt aller-
dings, dass die Programme kaum erfüllt werden 
dürften. So hat etwa die deutsche Regierung in-
zwischen ihre Wachstumserwartungen für 2003 
von 1,5 % auf 0,75 % gesenkt — alle neueren Pro-
gnosen zeigen, dass auch diese bescheidene Rate 
noch zu ehrgeizig sein dürfte .3 Um die bisherigen 

Konsolidierungsziele zu erreichen, müsste die 
Finanzpolitik einen erheblich restriktiveren Kurs 
als geplant fahren. Damit wiederum würde sich 
aber der erhoffte Konjunkturaufschwung verzö-
gern. 

Die in den Stabilitätsprogrammen niedergelegten 
Ziele werden nun schon seit Jahren verfehlt, zum 
Teil sogar in zunehmendem Maße. Den ersten An-
lass für eine Mahnung durch die Europäische 
Kommission gab Portugal. Besonders schwerwie-
gend ist nunmehr aber die sich abzeichnende Ver-
fehlung der Zielgrößen für die Finanzierungsdefi-
zite durch die großen Volkswirtschaften Deutsch-
land und Frankreich. Hierdurch dürfte das aggre-
gierte Defizit für den Euroraum erheblich höher 

ausfallen als bisher prognostiziert. Aus der Sicht 
von Kommission und Europäischer Zentralbank 
müssten gerade in diesen Ländern striktere Aus-
gabenkürzungen durchgesetzt werden.' Dahinter 
steht die Auffassung, dass nur bei verminderter 
Staatsquote das Vertrauen in die künftige wirt-
schaftliche Entwicklung gefestigt werde, die In-
vestitionsbereitschaft zunähme und schließlich ein 
höheres Wirtschaftswachstum auch dafür sorge, 
dass mehr Geld in die öffentlichen Kassen fließt. 

Empirisch lässt sich dies allerdings keineswegs 
bestätigen. Gerade die Beispiele besonders erfolg-
reicher Konsolidierung wie Finnland, die Nieder-
lande oder Großbritannien zeigen, dass nicht Aus-
gabenkürzungen, sondern andere Faktoren aus-
schlaggebend waren. So verdeutlichen etwa die 

Erfahrungen und Konsolidierungserfolge in Finn-
land, Schweden, Irland und Großbritannien, dass 
bei einer flexibleren Finanzpolitik — auch oder ge-
rade bei Hinnahme teilweise mehrfach höherer De-
fizite als in anderen Ländern — eine raschere Kon-
solidierung erreicht wurde. Großbritannien ließ 
seine Finanzierungssalden innerhalb eines halben 
Jahrzehnts um etwa 10 Prozentpunkte schwanken 
und erreichte 1998 — nach einem Rekorddefizit 
nur fünf Jahre zuvor — als einzige größere Volks-
wirtschaft in Europa einen Haushaltsüberschuss. 
Vor allem die stärker antizyklisch geprägte Finanz-
politik hat dabei dazu beigetragen, das Wirtschafts-
wachstum mittelfristig auf höherem Niveau als in 

der EWU zu halten und zu stabilisieren (Abbil-
dung 1). In Schweden betrug die Schwankungs-
breite der Finanzierungssalden sogar fast 17 Pro-
zentpunkte, und auch in Irland und Finnland waren 
die Schwankungen im Vergleich zur EWU insge-
samt beträchtlich (Abbildung 2). In den Nieder-
landen, wo die Konjunkturschwankungen seit den 
80er Jahren weniger ausgeprägt sind, wurden die 
Ausgaben in Zeiten der konjunkturellen Abschwä-
chung nicht gekürzt; der Ausgabenzuwachs wurde 
aber — unabhängig von der Konjunkturlage — strikt 
begrenzt. Dies gelang dank einer erfolgreichen 
B eschäftigungspolitik.5 

Der Zielkonflikt zwischen Konsolidierung und 
konjunktureller Flexibilität ist inzwischen von der 
Kommission zumindest teilweise erkannt worden. 
So wurde zunächst auf dem Gipfeltreffen in Göte-
borg 2001 das Wirken der automatischen Stabili-
satoren grundsätzlich befürwortet, wenn auch wei-
ter durch die 3%-Grenze beschränkt. Zudem wird 
seit längerem diskutiert, den konjunkturbedingten 
Teil des Defizits aus der Analyse herauszuneh-
men, also das so genannte strukturelle Defizit zur 
Richtschnur für die Beurteilung der finanzpoliti-
schen Kriterien heranzuziehen, um so der mittel-
fristigen Ausrichtung des Stabilitätspakts eher zu 
entsprechen. Allerdings gibt es bisher keinen all-
gemeinen Konsens, wie das strukturelle Defizit zu 
berechnen sei. Trotz dieser Unsicherheiten haben 
sich die EWU-Mitglieder am 7. Oktober 2002 dar-
auf geeinigt, dass Länder mit zu hohen Fehlbeträ-
gen den strukturellen Finanzierungssaldo von 2003 
an kontinuierlich umjährlich mindestens 0,5 % des 
Bruttoinlandsprodukts senken müssen.' Das grund-
sätzliche Dilemma wird damit allerdings nicht ge-

3 Vgl.: Tendenzen der Wirtschaftsentwicklung 2003/2004. Wochenbe-
richt des DIW Berlin, Nr. 27-28/2003. 
4 Vgl. etwa EZB, Monatsberichte März 2001, 2002 und 2003, sowie: 
Paris soll Staatsausgaben kürzen. In: Handelsblatt vom B. Mai 2003. 
5 Vgl. hierzu die Abschnitte Finnland und Niederlande in: Finanzpolitik 
im Euroraum. Bearb.: Joachim Volz, In: Wochenbericht des DIW Berlin, 
Nr. 27/2002, sowie: Großbritannien: Erfolgreiche antizyklische Wirt-
schaftspolitik. Bearb.: Joachim Volz. In: Wochenbericht des DIW Berlin, 
Nr. 13-14/2003. 
6 Vgl, EZB, Jahresbericht 2002, S. 58. 
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Abbildung 1 

Reales Bruttoinlandsprodukt und 

Finanzierungssaldo der öffentlichen 

Haushalte in der EWU und Großbritannien 
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1 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 
2 In % des Bruttoinlandsprodukts; Abgren-
zung gemäß dem Vertrag von Maastricht; 
ohne Sondereinnahmen aus der Vergabe 
von Mobilfunklizenzen. 

Quellen: Europäische Kommission; Berech-
nungen des DIW Berlin: 2003 und 2004: 
Prognose des DIW Berlin. DIW Berlin 2003 

löst, denn eine solche Politik würde gegenwärtig 

eine Fortsetzung des prozyklischen Kurses bedeu-

ten. Um die Problematik zu entschärfen, wurden 

kürzlich sogar ökonomisch absurde Vorschläge, 

etwa eine Ausklammerung der Militärausgaben 

aus dem Finanzierungssaldo, ernsthaft diskutiert.' 

Schlussfolgerung für eine Reform des 

Stabilitätspakts 

Eine grundsätzliche Neuorientierung des Stabili-

täts- und Wachstumspakts scheint unumgänglich. 

Abbildung 2 

Entwicklung der Finanzierungssalden in bei 

der Konsolidierung erfolgreichen Ländern 
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Quellen: Europäische Kommission; Berech-
nungen des DIW Berlin: 2003 und 2004: 
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Eine solche Neuorientierung müsste mindestens 

drei Elemente enthalten: 

• Erstens sollte ein reformierter Stabilitätspakt 
im Hinblick auf seine konjunkturellen Wirkun-

gen symmetrisch angelegt sein. Der bisherige 
Pakt ist hingegen asymmetrisch. In Perioden 

sich abschwächender Konjunktur werden die 

konjunkturstützenden Wirkungsmöglichkeiten 

durch die Maastricht-Kriterien frühzeitig be-

grenzt, in Perioden eines kräftigen Aufschwungs 

dagegen können die nationalen Regierungen 

kaum zu einer Begrenzung der Ausgaben-

expansion über das Wirken der automatischen 

Stabilisatoren hinaus und damit zu stärkerer 

Konsolidierung veranlasst werden. 

• Zweitens sollte ein reformierter Stabilitätspakt 
eine größere Flexibilität als bisher hinsichtlich 

der Einhaltung einer Obergrenze für die Defizite 

zulassen. Dies würde bedeuten, dass die 3%-

Obergrenze abgeschafft wird. 

• Drittens sollten an die Stelle der Defizitziele 

Ausgabenziele gesetzt werden. Dies hat das 

7 Der Vorschlag kam zunächst aus dem französischen Verteidigungs-
ministerium, wurde dann aber auch von italienischer, belgischer und 
deutscher Seite aufgegriffen. Italien schlägt darüber hinaus vor, auch 
die staatlichen Investitionen aus der Berechnung des Defizits heraus-
zunehmen. Vgl.: Minister rütteln am Stabilitätspakt. In: Tagesspiegel 
vom 25. Mai 2003; EU-Konvent wertet Euro-Gruppe auf. In: Handels-
blatt vom 26. Mai 2003. 
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DIW Berlin an anderer Stelle vorgeschlagen.$ 
Ausgabensteigerungen für die konjunkturunab-
hängigen Ausgaben sollen danach mittelfristig 
so festgesetzt werden, dass sie — in realer Rech-
nung — unter der Entwicklung des Potential-
pfads der Volkswirtschaft liegen. Auf längere 
Sicht käme es mit der so angelegten Rückfüh-
rung der Ausgabenquote automatisch zu einer 
Konsolidierung. Zugleich ließe sich in Ab-
schwungphasen eine ausgeprägt prozyklische 
Politik vermeiden. Die notwendige Zeitspanne 
bis zum Erreichen eines annähernden Haus-
haltsausgleichs hinge damit von der konjunktu-
rellen Entwicklung ab, sie kann sich vergrößern, 
wenn zwischendurch die Abgabenquote gesenkt 

würde. Auch von einer solchen Konsolidie-
rungsstrategie geht tendenziell ein restriktiver 
Impuls aus. In Zeiten konjunktureller Abschwä-
chung sollte daher die Geldpolitik diesem ent-
gegenwirken, bis die angestrebte Konsolidie-
rung erreicht ist. 

8 Vgl.: Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im 
Herbst 2002. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 43/2002, S. 752 ff. 
Ökonometrische Berechnungen mit dem EBC-Modell des DIW Berlin 
weisen im Übrigen darauf hin, dass im Allgemeinen Ausgabenziele im 
Hinblick auf die Wachstumsstabilisierung effizienter als Defizitziele 
sind. Vgl. Tilman Brück, Andreas Cors, Klaus F. Zimmermann und Rudolf 
Zwiener: Stability Criteria and Convergence: The Role ofthe System of 
National Accounts for Fiscal Policy in Europe. In: AstA, Nr. 87, 2003, 
S. 1-19; Rudolf Zwiener und Tilman Brück: Fiscal Policy Rules for Stabi-
lisation and Growth. A Simulation Analysis of Deficit and Expenditure 
Targets in a Monetary Union. Draft, 2003. 
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20 Befragungswellen SOEP gefeiert 

Konferenz in Berlin vom 7. bis 9. Juli 2003 

SIEP 
Das Sozio-
oekonomische 
Panel 

In diesem Jahr ist die 20. Befragungswelle des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) im Feld. Aus diesem 
Grund wurde im Rahmen der SOEP Anniversary Conference, die vom 7. bis 9. Juli 2003 in Berlin stattfand, 
im Rathaus Schöneberg eine Feierveranstaltet. Der ehemalige Regierende Bürgermeister von Berlin, Wal-
ter Momper, Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin, begrüßte an diesem historischen Ort die Teil-
nehmer. Auf der Konferenz präsentierten namhafte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Groß-
britannien, Irland, Nordamerika, der Schweiz und Deutschland die Ergebnisse ihrer Arbeiten auf der Basis 
von SOEP-Daten. 

Außerdem wurde der SOEP-Preis 2003 verliehen, 
der seit 1999 von der „Vereinigung der Freunde des 
DIW Berlin" (VdF) ausgelobt wird. Mit diesem Preis 
werden die besten Publikationen, die auf Basis von 
SOEP-Daten entstanden sind, ausgezeichnet. 
Über die diesjährigen Preisträger wird im DIW-
Newsletter Nr. 2 berichtet: www.diw.de/deutsch/ 
service/newsletter/index.html 

Das SOEP ist eine seit 1 984 jährlich durchgeführte 
Wiederholungsbefragung von Deutschen, Auslän-
dern und Zuwanderern in den alten und neuen 
Bundesländern. Die Stichprobe umfasste im Erhe-
bungsjahr 2001 etwa 12 000 Haushalte mit mehr 
als 22 000 Personen. Themenschwerpunkte sind 
unter anderem die Haushaltszusammensetzung, 
Erwerbs- und Familienbiographie, Erwerbsbeteili-
gung und berufliche Mobilität, Einkommensver-
läufe sowie Gesundheit und Lebenszufriedenheit. 

Weitere ausführliche Informationen zu dieser Kon-
ferenz finden Sie im Internet unter: 
www.diw.de/soep2003 

Der Leiter des SOEP, Prof. Dr. Gert G. Wagner, erläutert die Entwicklung des Sozio-oekono-
mischen Panels. Er bezeichnete es als „Teleskop der Sozialwissenschaften", da es — wie 
Teleskope den Sternenhimmel — die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung mit 
Akribie und auf Dauer beobachtet. Das SOEP wird dieser Daueraufgabe entsprechend 
auch als „Serviceeinrichtung" im Rahmen der Leibniz-Gemeinschaft von Bund und Län-

dern finanziert. 
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Beilage zum Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 29/2003 vom 7 7. Juli 2003 

Deutschland 
Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren' 

Auftragseingang (Volumen)' 

Arbeitslose Offene Stellen Verarbeitendes Gewerbe 

Insgesamt I Inland Ausland 

Vorleistungsgüter- 

produzenten 

Investitionsgüter- 

produzenten 

Gebrauchsgüter- 

produzenten 

Verbrauchsgüter- 

produzenten 

in 1 000 2000 = 100 

mtl. Vi. mtl. 1 vj, mtl. vj. I mtl. N vj. mtl. vj. 

2001 J 3789 534 101,8 100,6 103,4 

F 3801 3798 532 532 101,1 100,5 100,0 100,1 102,3 101,1 

M 3 815 527 98,8 99,6 97,7 

A 3 824 518 98,2 97,8 98,7 

M 3 824 3 824 508 514 98,3 98,1 97,4 97,0 99,2 99,5 

J 3 832 503 97,9 95,8 100,6 

J 3850 498 97,1 96,0 98,4 

A 3869 3862 494 497 97,1 96,5 96,7 96,0 97,6 97,3 

S 3901 493 95,4 95,2 95,8 

0 3928 487 94,8 94,1 95,6 

N 3 943 3 934 480 484 94,4 95,3 93,1 94,0 96,0 96,8 

D 3 957 474 96,6 94,9 98,7 

mtl. N vj. B mtl. d vj. mtl. N vj. Mtl. 1 vj. 
100,3 102,9 102,7 102,1 

98,0 98,2 103,3 102,3 100,7 100,9 102,1 101,2 

96,3 100,6 99,4 99,3 

m 95,8 99,5 99,0 101,2 

95,8 95,7 99,5 99,4 98,3 98,1 101,8 101,9 
95,5 99,2 97,1 102,6 

94,7 98,1 98,9 101,8 

95,0 94,2 97,9 97,6 98,6 98,1 102,4 101,0 

92,9 96,8 96,8 98,7 

93,4 94,8 96,5 100,3 

92,7 93,5 95,0 96,0 94,6 95,3 99,5 100,0 

94,4 98,0 94,8 100,2 

2002 J 3970 472 96,0 94,0 98,5 94,2 96,9 93,9 100,4 

F 3966 3966 473 473 95,1 96,5 92,1 93,4 98,8 100,3 95,3 95,6 94,5 96,8 94,6 94,8 98,1 100,6 

M 3967 472 98,5 94,2 103,8 97,3 98,9 96,0 103,5 

A 3982 470 96,2 92,6 100,7 95,9 96,3 93,7 99,1 

M 4041 4017 464 466 98,2 97,1 92,9 93,1 104,9 102,1 96,3 96,2 100,0 97,9 95,5 95,5 98,6 98,4 

J 4089 457 96,9 94,0 100,5 96,3 97,3 97,3 97,6 

J 4094 449 97,6 93,9 102,2 96,9 98,6 92,0 98,8 

A 4106 4100 444 446 97,3 97,9 92,8 93,5 102,8 103,3 95,7 96,9 99,2 99,1 90,5 91,5 96,9 98,5 

S 4113 430 98,7 93,7 104,8 98,2 99,5 92,0 99,9 

0 4141 424 98,9 94,7 104,2 97,7 100,6 91,0 99,1 

N 4184 4164 417 420 99,4 97,7 94,5 93,8 105,5 102,6 99,0 97,6 100,1 98,1 91,8 91,3 101,1 99,2 

D 4224 410 94,8 92,1 98,0 95,9 93,7 90,9 97,5 

2003 J 4295 398 97,8 93,1 103,8 97,4 98,8 90,4 98,2 

F 4361 4324 377 387 98,2 96,5 95,1 92,8 102,1 101,0 96,6 96,0 100,3 97,5 88,1 87,9 99,7 97,0 

M 4405 362 93,3 90,1 97,2 94,1 93,4 85,0 93,0 

A 4438 352 97,3 93,6 102,0 96,6 98,7 87,0 98,8 

M 4430 4425 341 346 92,7 92,5 92,9 93,5 92,0 83,9 98,9 
J 4408 331 

J 

A 

S 

0 

N 

D 

1 Saisonbere'nigt nach dem Berliner Verfahren (BV4). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, dass sich beim Hinzufügen eines 
neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte Werte in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert 
unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errechnet. 

2 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2003 



Beilage zum Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 29/2003 vom 17. Juli 2003 

Deutschland 
noch: Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren' 

Beschäftigte 
im Bergbau und 

im verarbeitenden 
Gewerbe 

Produktion' 

Verarbeitendes 
Gewerbe 

Investitionsgüter- 1Gebrauchsgüter-
produzenten 1 produzenten 

in 1 000 1995 = 100 

Verbrauchsgüter- Bauhaupt-
produzenten 1 gewerbe  

Umsätze 
des Einzelhandels 

Außenhandel (Spezialhandel)' 

Ausfuhr N Einfuhr 

1995 = 100 Mrd. EUR 

mtl. R vj. mtl. • vj. mtl. I vi. N mtl. 1 vi. mtl. j vi. 1 mtl. vi. mtl. Vi. mtl. 1 vj. N mtl. vi. 

2001 1 6 413 122,8 137,4 109,3 106,1 80,5 103,0 53,8 47,5 

F 6419 6413 122,5 122,2 137,8 137,3 108,4 108,8 106,0 105,5 79,1 78,8 100,3 101,8 53,8 160,0 47,5 140,1 

M 6417 121,2 136,8 108,6 104,3 76,9 102,3 52,4 45,1 

A 6416 121,7 135,8 108,9 106,3 77,4 101,7 54,6 47,7 

M 6412 6413 121,0 121,1 135,8 135,4 108,8 108,8 104,8 105,4 79,3 78,7 102,3 102,4 53,9 161,9 45,9 139,7 

J 6407 120,7 134,5 108,5 105,2 79,4 103,1 53,4 46,1 

J 6399 119,3 133,1 104,6 105,3 79,3 101,4 54,4 46,2 

A 6393 6395 119,9 119,4 134,0 133,4 108,6 105,9 105,7 105,2 79,6 79,1 101,9 101,4 53,7 160,9 44,5 135,3 

S 6380 118,9 133,0 104,3 104,5 78,5 100,8 52,8 44,6 

0 6368 118,4 132,4 102,7 104,4 80,4 101,3 52,6 43,9 

N 6356 6362 117,0 117,6 130,2 131,1 102,8 103,4 103,1 103,9 77,8 78,9 102,4 101,6 51,6 157,5 43,5 129,8 

D 6344 117,3 130,6 104,6 104,2 78,7 101,1 53,3 42,4 

2002 J 6295 117,7 130,6 102,2 104,9 78,2 99,3 52,3 42,0 
F 6277 6291 116,8 118,1 128,0 130,0 100,0 101,3 104,8 105,8 79,7 79,7 99,7 99,7 53,1 160,7 43,2 129,7 

M 6262 119,8 131,3 101,8 107,7 81,0 100,2 55,3 44,5 

A 6247 116,6 130,4 98,6 101,9 78,7 100,2 52,6 42,5 

M 6228 6237 117,1 117,5 128,4 130,4 95,6 97,9 105,0 103,7 75,6 77,0 98,7 99,3 52,9 160,1 42,6 128,9 

J 6211 118,7 132,4 99,6 104,0 76,8 98,9 54,6 43,7 

1 6196 119,2 132,6 101,4 104,1 76,8 101,2 52,9 42,3 

A 6178 6188 118,5 118,9 131,2 131,5 95,8 98,6 103,9 104,2 74,7 75,9 99,7 100,2 54,8 163,7 44,1 130,5 

S 6171 118,9 130,8 98,8 104,7 76,0 99,8 56,0 44,1 

0 6160 118,8 131,2 98,2 104,3 73,7 100,9 54,4 43,7 

N 6149 6155 120,8 119,2 134,0 131,7 98,4 97,4 106,4 105,1 74,8 73,3 97,7 99,0 56,9 165,9 44,1 132,1 
D 6140 117,8 130,0 95,6 104,6 71,5 98,3 54,6 44,3 

2003 J 6199 119,4 131,3 95,5 104,7 72,8 100,4 55,9 46,5 

F 6188 6183 120,4 118,8 134,8 131,5 96,9 95,1 104,5 103,7 68,0 70,3 100,5 99,7 55,2 164,5 44,9 136,4 

M 6182 116,6 128,3 93,0 101,7 70,1 98,2 53,4 45,0 

A 6174 120,1 129,8 95,1 107,5 72,4 100,7 54,8 44,6 

M 118,4 130,4 95,4 103,8 69,9 99,6 55,8 45,7 
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1 Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV4). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, dass sich beim Hinzufügen eines 
neuen Wertes davor liegende saisonbereinigte Werte in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert 
unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errechnet. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. 

2 Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 

DIW Berlin 2003 


